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Sachgebiet 63 


Der Bündesminister Bonn, den 7. Februar 1972 

für Wirtschaft und Finanzen 

F/IA4-VW 1319 - 8/72 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Neuverschuldung des äff entliehen Gesamthaushalts 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Hödterl, Leicht, 
Dr. Althammer, Dr. Schmidt (Wuppertal), Krammig und 
der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache VI/3049- 


Namens der Bundesregierung beantworte ich die Kleine An- 
frage wie folgt: 


1. Wie hoch sind die Kreditaufnahmen (netto einschließlich Münz- 
gewinn) des Öffentlichen Gesamthaushalts von Bund, Ländern 
und Gemeinden einschließlich ERP-Sondervermögen, Lastenaus- 
gleichsfonds und Öffa im Rechnungsjahr 1971 gewesen (insge- 
samt und aufgeteilt auf die einzelnen Bereiche; soweit die Rech- 
nungsergebnisse noch nicht vorliegen, wird um Mitteilung der 
sich aus den vorliegenden Unterlagen ergebenden Schätzungen 
aus heutiger Sicht gebeten)? 

Nach ersten vorläufigen Ergebnissen und Schätzungen betrug 
die Nettokreditaufnahme der öffentlichen Haushalte im Jahre 
1971: 


Bund 

Lastenausgleichsfonds 
ERP-Sondervermögen 
öffa 
Länder *) 

Gemeinden 

öffentlicher Gesamthaushalt 


1,06 Mrd. DM 
0,11 
0,07 
0,37 

4 V 2 bis 5 „ 


6V2 

12Va bis 13 Mrd. DM 


Für den Bund, den Lastenausgleichsfonds, das ERP-Sonderver- 
mögen und die öffa liegen erste vorläufige Ergebnisse vor,- für 


!) Ohne Kreditaufnahmen von sonstigen Institutionen, wie z. B. Wohnbau- 
förderungsanstalten, Hochschulbaugesellschaften usw. 
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die Länder und Gemeinden handelt es sich um Schätzungen nach 
T eilergebnissen . 

Die Münzeinnahmen des Bundes, die in den Finanzierungssaldo 
einbezogen werden, haben 1971 0,68 Mrd. DM betragen (Finan- 
zierungssaldo des Bundes 1971 insgesamt: — 1 Mrd. DM). 


2. Auf welche Beträge schätzt die Bundesregierung aus heutiger 
Sicht unter Berücksichtigung aller bisher erkennbaren Mehr- 
belastungen die Kreditaufnahmen (netto einschließlich Münz- 
gewinn) des öffentlichen Gesamthaushalts von Bund, Ländern 
und Gemeinden einschließlich ERP-Sondervermögen, Lastenaus- 
gleichsfonds und öffa im Rechnungsjahr 1972 (insgesamt und 
aufgeteilt auf die einzelnen Bereiche)? 

Sind Befürchtungen grundlos, daß die Neuverschuldung des 
öffentlichen Gesamthaushalts eine Größenordnung von bis zu 
25 Milliarden DM erreicht, doppelt soviel, wie im neuen Finanz- 
plan der Bundesregierung für das Jahr 1972 für vertretbar ange- 
sehen? 

Die Bundesregierung sieht keinen Anlaß zu der Befürchtung, 
daß die Neuverschuldung des öffentlichen Gesamthaushalts in 
1972 eine Größenordnung von 25 Mrd. DM erreicht. Sie rechnet 
mit einem wesentlich niedrigeren Betrag. Eine Schätzung des 
tatsächlichen Kreditbedarfs, wie er sich aufgrund der Haus- 
haltsentwicklung und der konjunkturellen Entwicklung im 
Jahre 1972 ergeben wird, ist aus heutiger Sicht jedoch nicht 
möglich. 


Zur voraussichtlichen Kreditaufnahme des Bundes ist bereits in 
der Antwort zu Frage 3 der Kleinen Anfrage der Abgeordneten 
Strauß, Leicht, Höcherl, Dr. Althammer und Fraktion der 
CDU/CSU betreffend Haushaltslage des Bundes vom 19. Januar 
1972 (Drucksache VI/30tl5) Stellung genommen worden. Die 
Entwicklung bei den Ländern und Gemeinden wird wesentlich 
von den noch nicht absehbaren Auswirkungen der Änderung 
des Anteils an der Umsatzsteuer abhängen. 


3. Auf welche Beträge belaufen sich die möglichen Kreditneuauf- 
nahmen von Stellen außerhalb der Bundesverwaltung, die durch 
Leistung oder Zusage von Schuldendiensthilfen (Zinszuschüssen) 

a) im Rechnungsjahr 1971 nach dem Bundeshaushaltsplan und 
dem ERP- Wirtschaftsplan, 

b) im Rechnungsjahr 1972 nach dem Regierungsentwurf des 
Bundeshaushaltsplans und nach dem ERP-Wirtschaftsplan 

gefördert werden konnten bzw. gefördert werden können (Ge- 
samtbeträge und Einzelbeträge nach Haushaltsstellen, aufge- 
gliedert auf die beiden Rechnungsjahre)? 

Die möglichen Kreditaufnahmen von Stellen außerhalb der 
Bundesverwaltung, die durch Zinszuschüsse gefördert werden, 
können nur annäherungsweise ermittelt werden, da genaue 
Angaben über die tatsächlich in einem bestimmten Zeitraum in 
Anspruch genommenen Kreditmarktmittel nicht vorliegen. 
Unter diesem Vorbehalt errechnen sich folgende Beträge, wo- 
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bei für das ERP-Sondervermögen für 1972 noch keine Angaben 
gemacht werden können: 

1971 1972 

Geförderte Kreditaufnahme (Soll) 
-Mrd. DM - 

Bund 2 V 2 3 

ERP-Sondervermögen 0,15 


4. Ist die Bundesregierung bereit, eine entsprechende Aufstellung 
über die aus den Länderhaushalten geförderten Kreditneuauf- 
nahmen von Stellen außerhalb der Länderverwaltung in den 
Rechnungsjahren 1971 und 1972 dem Deutschen Bundestag vor- 
zulegen? 

In den Länderhaushalten ist nur der Gesamtbetrag aller Schul- 
dendiensthilfen (Zinszuschüsse und Tilgungszuschüsse) ausge- 
wiesen. Für 1971 waren in den Haushaltsplänen der Länder 
1,4 Mrd. DM (darunter: 0,2 Mrd. DM an Gemeinden) veran- 
schlagt; nach den Haushaltsplänen bzw. -entwürfen ergeben 
sich für 1972 1,5 Mrd. DM (darunter: 0,3 Mrd. DM an Ge- 
meinden). 

Für die Beantwortung der Frage wäre es notwendig, die Schul- 
dendiensthilfen nach Zins- und nach Tilgungszuschüssen auf- 
zuteilen sowie die jeweils neu für die Jahre 1971 und 1972 
gewährten Zinszuschüsse von solchen, die bereits früher ge- 
währt worden sind, zu trennen. Eine solche Aufteilung der 
Schuldendiensthilfen der Länder ist aber mangels entsprechen- 
der Unterlagen nicht möglich. Die Bundesregierung kann daher 
eine Aufstellung der von den Ländern geförderten Kreditauf- 
nahmen zur Zeit nicht vorlegen. 


Schiller 
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